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Art. 11)

(1) 1Der Staat gewährt den Gemeinden und Land-
kreisen im Rahmen des allgemeinen Steuerverbunds 

1) Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vom 24. De-
zember 2002 (GVBl S. 984), geändert durch Gesetz zur Änderung
des Finanzausgleichsgesetzes und der Verordnung zur Durch-
führung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Staat,
Gemeinden und Gemeindeverbänden vom 24. März 2004 (GVBl
S. 100, ber. S. 129), enthält in § 2 Abs. 13 folgende Bestimmung:

„(13) In den Jahren 2003 und 2004 gilt Art. 1 FAG mit folgen-
der Maßgabe:

1Die Landesanteile des Jahres 2003 an der Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer sind um 405 000 000 € vermindert anzusetzen. 2Die-
ser Betrag entfällt mit 303 750 000 € auf den Verbundzeitraum vom
1. Oktober 2002 bis 30. September 2003 und mit 101 250 000 € auf
den Verbundzeitraum vom 1. Oktober 2003 bis 30. September 2004.“

in jedem Haushaltsjahr (Finanzausgleichsjahr) 11,54
v. H. (Anteilmasse) des Istaufkommens der Landes-
anteile der Einkommensteuer, Körperschaftsteuer,
Umsatzsteuer und der Gewerbesteuerumlage (Ver-
bundmasse), die ihm im Zeitraum vom 1. Oktober des
vorvorhergehenden Jahres bis zum 30. September des
vorhergehenden Jahres (Verbundzeitraum) zugeflos-
sen sind. 2Die Verbundmasse erhöht oder vermindert
sich um die Einnahmen oder Ausgaben des Staates
im Länderfinanzausgleich im Verbundzeitraum; sie
vermindert sich weiter um 26,08 v. H. des durch § 1
Abs. 1 des Gesetzes über den Finanzausgleich zwi-
schen Bund und Ländern in der jeweils gültigen Fas-
sung als Ausgleich der überproportionalen Belastun-
gen aus der Neuregelung des Familienleistungsaus-
gleichs erhöhten Landesanteils an der Umsatzsteuer.

(2) 1Der Anteilmasse sind die Schlüsselmasse, die
Mittel für die Verstärkungsbeträge für Zuwendungen
nach Art. 10 und 10c, für die Investitionspauschalen
nach Art. 12 und für Leistungen nach Art. 15 (Ver-
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Auf Grund des § 4 Abs. 6 des Finanzausgleichs-
änderungsgesetzes 2004 vom 24. März 2004 (GVBl 
S. 100, ber. S. 129) wird nachstehend der Wortlaut des
Finanzausgleichsgesetzes in der ab 1. Januar 2004
geltenden Fassung bekannt gemacht.

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen
durch das Gesetz zur Änderung des Finanzaus-
gleichsgesetzes und der Verordnung zur Durch-
führung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwi-
schen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden
vom 24. März 2004 (GVBl S. 100, ber. S. 129).

München, den 16. Juli 2004

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Prof. Dr. Kurt  F a l t l h a u s e r ,  Staatsminister
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bundleistungen) zu entnehmen. 2Für die Höhe der
einzelnen Verbundleistungen ist die Bewilligung im
Staatshaushaltsplan maßgebend, soweit dieses Ge-
setz nichts anderes bestimmt.

(3) 1Die Schlüsselmasse wird über die Schlüsselzu-
weisungen dergestalt an die Gemeinden und Land-
kreise verteilt, dass die Gemeinden 64 v. H. und die
Landkreise 36 v. H. der Schlüsselmasse erhalten. 2Der
Schlüsselmasse für die Gemeinden wird vorweg ein
Verstärkungsbetrag in Höhe von 2 500 000 € für die
Investitionspauschalen nach Art. 12 entnommen.
3Die Schlüsselzuweisungen werden nach einem
Schlüssel berechnet, der für jedes Haushaltsjahr auf-
gestellt wird; sie werden in vierteljährlichen Teilbe-
trägen verteilt.

Art. 1a

(1) 1Die Gemeinden und Landkreise leisten einen
Finanzierungsbeitrag zu den einigungsbedingten
Lasten des Staates (Abs. 4 Nrn. 1 und 2). 2Er bemisst
sich nach dem Verhältnis der Steuereinnahmen der
Kommunen einschließlich Steuerverbünde zu den
Gesamtsteuereinnahmen von Staat und Kommunen.
3Dieser Finanzierungsbeitrag wird erbracht durch

1. den Minderbetrag bei der Schlüsselmasse für die
Landkreise, der sich dadurch ergibt, dass sich die
Verbundmasse nach Art. 1 Abs. 1 Satz 1 durch die
einigungsbedingten Leistungen des Staates (Abs. 4
Nrn. 1 und 2) unter Anrechnung der Mehreinnah-
men des Staates bei der Gewerbesteuerumlage
durch die Erhöhung des Vervielfältigers nach § 6
Abs. 3 und 5 Gemeindefinanzreformgesetz in der
jeweils gültigen Fassung mindert,

2. eine Umlage der Gemeinden (Solidarumlage).

(2) 1Die Solidarumlage nach Abs. 1 Satz 3 Nr. 2
wird von den Gemeinden entsprechend ihrer Umlage-
kraft im Sinn von Art. 12 Abs. 1 Satz 4 erbracht. 2Der
Umlagebedarf entspricht dem um den Minderbetrag
nach Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 gekürzten Finanzierungsbei-
trag nach Abs. 1 Satz 1.

(3) Auf die nach Abs. 2 ermittelte Solidarumlage
wird angerechnet

1. die Mehrbelastung bei der Gewerbesteuerumlage
durch die Erhöhung des Vervielfältigers nach § 6
Abs. 3 und 5 Gemeindefinanzreformgesetz in der
jeweils gültigen Fassung und

2. der Minderbetrag bei der Schlüsselzuweisung, der
sich dadurch ergibt, dass sich die Verbundmasse
nach Art. 1 Abs. 1 Satz 1 durch die einigungsbe-
dingten Leistungen des Staates (Abs. 4 Nrn. 1 und 2)
unter Anrechnung der Mehreinnahmen des Staates
bei der Gewerbesteuerumlage durch die Erhöhung
des Vervielfältigers nach § 6 Abs. 3 und 5 Gemeinde-
finanzreformgesetz in der jeweils gültigen Fassung
mindert.

(4) Maßgebend für die Berechnung des Minderbe-
trags nach Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 2 ist

1. der Verbundzeitraum nach Art. 1 Abs. 1 Satz 1 für
die Beteiligung der Gemeinden an den Leistungen
des Staates nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes über den

Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern in
der jeweils gültigen Fassung,

2. das jeweilige Kalenderjahr für die Beteiligung der
Gemeinden an den Leistungen des Staates nach
Art. 33 des Gesetzes zur Umsetzung des föderalen
Konsolidierungsprogramms (FKPG) vom 23. Juni
1993 (BGBl I S. 944, 977) auf Grund der Einbezie-
hung der Länder Berlin, Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen in die finanzkraftabhängige Verteilung
des Landesanteils an der Umsatzsteuer und dem
Finanzausgleich unter den Ländern und auf
Grund der Ausgleichsleistungen zur Abmilderung
überproportionaler Belastungen finanzschwacher
Länder (§ 2, §§ 4ff., § 1 Abs. 3 des Gesetzes über
den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern
in der jeweils gültigen Fassung) ab 1. Januar 1995.

(5) 1Die Erhebung der nach Anrechnung der Mehr-
belastung bei der Gewerbesteuerumlage nach Abs. 3
Nr. 1 und des Minderbetrags bei der Schlüsselzuwei-
sung nach Abs. 3 Nr. 2 verbleibenden Solidarumlage
erfolgt im Weg der Verrechnung mit dem um die Aus-
gleichsleistung nach Art. 1b erhöhten Gemeinde-
anteil an der Einkommensteuer nach § 1 Gemeinde-
finanzreformgesetz in der jeweils gültigen Fassung.
2Übersteigt bei einer Gemeinde die Solidarumlage
nach Satz 1 den um die Ausgleichsleistung nach Art. 1b
erhöhten Gemeindeanteil an der Einkommensteuer,
so hat die Gemeinde den Restbetrag an die verrech-
nende Behörde (Zentralfinanzamt München) zu über-
weisen. 3Ergibt sich durch die Anrechnung der Mehr-
belastung bei der Gewerbesteuerumlage nach Abs. 3
Nr. 1 und des Minderbetrags bei der Schlüsselzuwei-
sung nach Abs. 3 Nr. 2 auf die nach Abs. 2 zu leistende
Solidarumlage ein Saldo zugunsten einer Gemeinde,
so ist dieser der entsprechende Betrag auszuzahlen.

Art. 1b

1Die Gemeinden erhalten als Ausgleich für die
überproportionalen Belastungen durch die Neurege-
lung des Familienleistungsausgleichs 26,08 v. H. des
erhöhten Landesanteils an der Umsatzsteuer (Ein-
kommensteuerersatz). 2Für die Aufteilung des Ein-
kommensteuerersatzes ist § 2 Abs. 1 Gemeinde-
finanzreformgesetz in der jeweils gültigen Fassung
entsprechend anzuwenden.

Art. 2

(1) 1Bei der Berechnung der Schlüsselzuweisung
jeder Gemeinde wird von der durchschnittlichen
Ausgabebelastung und der eigenen Steuerkraft aus-
gegangen. 2Dabei ist der Mehrbelastung auf Grund
Strukturschwäche Rechnung zu tragen; bei kreisfrei-
en Gemeinden werden zusätzlich ihre besondere Auf-
gabenstellung und eine überdurchschnittliche Sozial-
hilfebelastung berücksichtigt.

(2) 1Die Schlüsselzuweisung wird in der Weise
gefunden, dass von einer in Euro ausgedrückten Mess-
zahl, in der die in Abs. 1 genannten Tatsachen be-
rücksichtigt werden (Ausgangsmesszahl), eine andere
Messzahl abgezogen wird, die der eigenen Steuer-
kraft der Gemeinde Ausdruck gibt (Steuerkraftmess-
zahl). 2Ist die Ausgangsmesszahl größer als die Steuer-
kraftmesszahl, so erhält die Gemeinde 55 v. H. des
Unterschiedsbetrags als Schlüsselzuweisung.



(3) 1Die Ausgangsmesszahl wird nach einem ein-
heitlichen Grundbetrag berechnet. 2Der Grundbetrag
wird für jedes Haushaltsjahr so festgesetzt, dass der
als Gemeindeschlüsselmasse (Art. 1) zur Verfügung
stehende Betrag aufgebraucht wird.

Art. 3

(1) Die Ausgangsmesszahl wird gefunden, indem
die folgenden Ansätze nach der Einwohnerzahl
zusammengerechnet und mit dem nach Art. 2 Abs. 3
festgesetzten Grundbetrag vervielfältigt werden;
hierbei werden für die Ermittlung der Ausgangsmess-
zahl und des Hauptansatzes nach Nr. 1 die Personen
mit Nebenwohnung sowie drei Viertel der Zahl der
nicht kasernierten Mitglieder der Stationierungs-
streitkräfte und deren Angehörige in der Gemeinde
der Einwohnerzahl der Gemeinde zugerechnet:

1. Ein Hauptansatz nach der Gemeindegröße

Der Hauptansatz beträgt für eine Gemeinde

mit nicht mehr als
5 000 Einwohnern 108 v. H.

der Einwohnerzahl,

mit 10 000 Einwohnern 115 v. H.
der Einwohnerzahl,

mit 25 000 Einwohnern 125 v. H.
der Einwohnerzahl,

mit 50 000 Einwohnern 135 v. H.
der Einwohnerzahl,

mit 100 000 Einwohnern 140 v. H.
der Einwohnerzahl,

mit 250 000 Einwohnern 145 v. H.
der Einwohnerzahl,

mit 500 000 Einwohnern 150 v. H.
der Einwohnerzahl;

bei Gemeinden mit mehr als 500 000 Einwohnern
beträgt der Hauptansatz 150 v. H. zuzüglich 1 v. H.
für je weitere 100 000 Einwohner.

Für Gemeinden mit dazwischenliegenden Einwoh-
nerzahlen gelten die entsprechenden dazwischen-
liegenden Beträge.

2. Ein Ansatz für kreisfreie Gemeinden

Kreisfreie Gemeinden erhalten einen Ergänzungs-
ansatz in Höhe von 10 v. H. des Hauptansatzes.

3. Ein Ansatz für Strukturschwäche

1Gemeinden, die eine überdurchschnittliche Zahl
an Arbeitslosen im Verhältnis zu ihrer Steuerkraft
aufweisen, wird ein Ergänzungsansatz für Struktur-
schwäche gewährt. 2Dabei wird die durchschnitt-
liche Zahl der Arbeitslosen in das Verhältnis zu
einem Tausendstel der Steuerkraft des laufenden
Jahres gesetzt. 3Der den Landesdurchschnitt über-
steigende Teil des sich für eine Gemeinde ergeben-
den Prozentsatzes wird mit 1,7 multipliziert.
4Soweit der sich so ergebende Wert 20 Prozent-
punkte überschreitet, werden die darüber liegen-
den Prozentpunkte zur Hälfte angesetzt. 5Der
Ergänzungsansatz beträgt höchstens 35 v. H. 6Er

wird dem Vomhundertsatz des Hauptansatzes hin-
zugerechnet. 7Die durchschnittliche Zahl der
Arbeitslosen errechnet sich aus einem Viertel der
Summe der vierteljährlichen „Arbeitslosenbe-
standszahlen nach Gemeinden, Landkreisen und
Regierungsbezirken” der Bundesagentur für Arbeit
für das vorvorhergehende Jahr. 

4. Ein Ansatz für Sozialhilfebelastung

1Kreisfreie Gemeinden erhalten einen Ergän-
zungsansatz für Sozialhilfebelastung. 2Die Sozial-
hilfebelastung ergibt sich aus dem Verhältnis der
tatsächlichen reinen Sozialhilfeausgaben einer
Gemeinde zu ihren Umlagegrundlagen (Art. 21
Abs. 3). 3Der Ergänzungsansatz beträgt das Zwei-
einhalbfache der Summe der Prozentpunkte, die
sich aus 75 v. H. der über dem landesdurchschnitt-
lichen Belastungssatz der kreisfreien Gemeinden
und Landkreise liegenden Sozialhilfebelastung
und 25 v. H. der dem Landesdurchschnitt ent-
sprechenden oder darunter liegenden Sozialhilfe-
belastung ergibt. 4Er wird dem Vomhundertsatz
des Hauptansatzes hinzugerechnet.

(2) Gemeinden, deren Steuerkraftmesszahl je Ein-
wohner unter 75 v. H. des mit dem Vomhundertsatz
ihres Hauptansatzes angesetzten Landesdurch-
schnitts bleibt, erhalten zur stärkeren Auffüllung
ihrer unterdurchschnittlichen Steuerkraft 15 v. H. des
Unterschieds als Sonderschlüsselzuweisung.

Art. 4

(1) Als Steuerkraftmesszahl (Art. 2 Abs. 2) gilt die
Summe der Steuerkraftzahlen.

(2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt:

1. bei der Grundsteuer von den land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben (Grundsteuer A) die Grund-
beträge mit 250 v. H.,

2. bei der Grundsteuer von den Grundstücken
(Grundsteuer B) die Grundbeträge mit 250 v. H.,

3. bei der Gewerbesteuer die Grundbeträge mit 300 v. H.
abzüglich des jeweils geltenden Vomhundertsatzes
der Gewerbesteuerumlage gemäß § 6 des Gemeinde-
finanzreformgesetzes ohne Berücksichtigung der
Erhöhung des Vervielfältigers nach § 6 Abs. 3 und
5 des Gemeindefinanzreformgesetzes in der jeweils
gültigen Fassung,

4. bei dem um die Ausgleichsleistung nach Art. 1b
erhöhten Gemeindeanteil an der Einkommensteuer,
soweit die Beteiligungsbeträge je Einwohner unter
50 v. H. des Landesdurchschnitts liegen, 65 v. H.,
im Übrigen 100 v. H.,

5. der Gemeindeanteil am Umsatzsteueraufkommen
nach dem Gesetz zur Fortsetzung der Unterneh-
menssteuerreform vom 29. Oktober 1997 (BGBl 
I S. 2590) und der Ausgleich nach Art. 16 mit 
100 v. H.

(3) Die Grundbeträge werden in der Weise ermit-
telt, dass das Istaufkommen einer Gemeinde durch
den für das jeweilige Erhebungsjahr festgesetzten
Hebesatz geteilt wird. 
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Art. 5

(1) 1Bei der Berechnung der Schlüsselzuweisung
jedes Landkreises wird eine Ausgangsmesszahl einer
Umlagekraftmesszahl gegenübergestellt. 2Dabei wird
der Mehrbelastung des Landkreises Rechnung getra-
gen, die sich aus der Zusammensetzung der Bevöl-
kerung und aus einer überdurchschnittlichen Sozial-
hilfebelastung ergibt.

(2) Die Ausgangsmesszahl wird gefunden, indem
die folgenden Ansätze nach der Einwohnerzahl
zusammengerechnet und mit einem Grundbetrag ver-
vielfältigt werden; hierbei werden drei Viertel der
Zahl der nicht kasernierten Mitglieder der Stationie-
rungsstreitkräfte und deren Angehörige im Landkreis
der Einwohnerzahl des Landkreises zugerechnet:

1. Ein Hauptansatz nach der Zusammensetzung der
Bevölkerung

1Er beträgt bei Landkreisen, bei denen der Anteil
an Einwohnern unter 18 Jahren nicht über dem
Landesdurchschnitt liegt, 100 v. H. der Einwohner-
zahl. 2Bei einem Anteil an Einwohnern unter 18 Jah-
ren über dem Landesdurchschnitt erhöht sich der
Ansatz um das Eineinhalbfache der Prozentpunk-
te, um die der Anteil an Einwohnern unter 18 Jah-
ren den Landesdurchschnitt übersteigt.

2. Ein Ansatz für Sozialhilfebelastung 

1Die Sozialhilfebelastung ergibt sich aus dem Ver-
hältnis der tatsächlichen reinen Sozialhilfeausga-
ben eines Landkreises zu seinen Umlagegrundla-
gen (Art. 21 Abs. 3). 2Der Ergänzungsansatz für
Sozialhilfebelastung beträgt das Zweieinhalb-
fache der Summe der Prozentpunkte, die sich aus
75 v. H. der über dem landesdurchschnittlichen Be-
lastungssatz der kreisfreien Gemeinden und Land-
kreise liegenden Sozialhilfebelastung und 25 v. H.
der dem Landesdurchschnitt entsprechenden oder
darunter liegenden Sozialhilfebelastung ergibt.
3Er wird dem Vomhundertsatz des Hauptansatzes
hinzugerechnet.

(3) Die Umlagekraftmesszahl beträgt 40 v. H. der
Umlagegrundlagen (Art. 18 Abs. 3) zuzüglich 40 v. H.
der Steuerkraftzahlen der gemeindefreien Gebiete
und 50 v. H. des Kommunalanteils an der Grunder-
werbsteuer nach Art. 8, der dem Landkreis im vor-
vorhergehenden Jahr zugeflossen ist.

(4) Jeder Landkreis erhält als Schlüsselzuweisung
50 v. H. des Betrags, um den die Umlagekraftmess-
zahl hinter der Ausgangsmesszahl zurückbleibt.

(5) Art. 2 Abs. 3 gilt entsprechend.

Art. 6

1Stellen sich nach der Berechnung der Schlüssel-
zuweisungen erhebliche Unrichtigkeiten heraus, so
wird der Ausgleich bei der Berechnung des Schlüssels
für das nächste Haushaltsjahr vorgenommen. 2In Fäl-
len von schwerwiegender Bedeutung kann die
Schlüsselzuweisung mit Genehmigung der Staatsmi-
nisterien der Finanzen und des Innern mit Wirkung
für das laufende Haushaltsjahr berichtigt werden.

Art. 7

(1) Die Gemeinden, die Verwaltungsgemeinschaf-
ten und die Landkreise erhalten Finanzzuweisungen
als Ersatz des Verwaltungsaufwands für die Aufga-
ben des jeweils übertragenen Wirkungskreises, die
Landkreise auch als Ersatz des Verwaltungsauf-
wands für die Staatsbehörde Landratsamt (Art. 53
Abs. 2 der Landkreisordnung).

(2) Als Finanzzuweisungen werden gewährt:

1. den Landkreisen das volle Aufkommen der vom
Landratsamt als Staatsbehörde festgesetzten Kos-
ten (Gebühren und Auslagen) sowie die von den
staatlichen Gesundheits- und Veterinärämtern
festgesetzten Benutzungsgebühren für das Haus-
haltsjahr,

2. den Landkreisen ferner Zuweisungen in Höhe von
16,70 € je Einwohner und Haushaltsjahr,

3. den kreisangehörigen Gemeinden Zuweisungen in
Höhe von 16,70 € je Einwohner und Haushaltsjahr.
Bei Gemeinden, die einer Verwaltungsgemein-
schaft angehören, werden die Zuweisungen unmit-
telbar an die Verwaltungsgemeinschaft ausbe-
zahlt. Die Staatsministerien der Finanzen und des
Innern werden ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung eine abweichende Regelung zu treffen, soweit
dies auf Grund einer Rechtsverordnung nach Art. 4
Abs. 1 Satz 3 der Verwaltungsgemeinschaftsord-
nung geboten ist,

4. den kreisfreien Gemeinden Zuweisungen in Höhe
von 33,40 € je Einwohner und Haushaltsjahr,

5. den Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften und
Landkreisen das jeweilige örtliche Aufkommen
der von ihnen, den Landkreisen auch das jeweilige
örtliche Aufkommen der von den Landratsämtern
als Staatsbehörden erhobenen Verwarnungsgelder
und Geldbußen.

(3) Zum Ersatz der Leistungen nach Art. 48 Abs. 3
Satz 2 des Schulfinanzierungsgesetzes erhalten die
Landkreise und kreisfreien Gemeinden als Finanzzu-
weisungen auch das volle Aufkommen der vom
Staatlichen Schulamt festgesetzten Kosten für das
Haushaltsjahr und Zuweisungen in Höhe von 0,16 €

pro Einwohner und Haushaltsjahr.

(4) 1Landkreise und kreisfreie Gemeinden erhalten
ergänzende Finanzzuweisungen, soweit sie die
Kosten für die Amtsermittlung bei der Erkundung
von Altlastverdachtsflächen oder für die Ersatzvor-
nahme bei der sonstigen Erkundung oder bei der
Sanierung von Altlasten zu tragen haben und nicht
von dritter Seite, insbesondere von Seiten des Stö-
rers, Ersatz der Kosten erlangen können. 2Erstattet
werden die notwendigen Kosten, soweit sie den
Betrag von 2,00 € pro Einwohner und Jahr überstei-
gen. 3Die Kostenerstattung durch das Staatsministe-
rium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
setzt voraus, dass die Maßnahmen jeweils in eine vom
Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz nach Maßgabe der zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel jährlich aufzustellende Liste
der fachlich vordringlichsten Vorhaben aufgenom-
men sind.



Art. 7a

1Gemeinden, die ein automatisiertes Abrufverfah-
ren für die Polizei gemäß § 8 der Bayerischen Melde-
daten-Übermittlungsverordnung bereithalten, wer-
den Zuweisungen in Höhe von 0,21 € je Einwohner
und Haushaltsjahr gewährt. 2Liegen bei einer Ge-
meinde die Voraussetzungen für die Gewährung der
Zuweisung nur während eines Teils des Jahres vor, so
wird für jeden angefangenen Monat ein Zwölftel des
Jahresbetrags nach Satz 1 gewährt. 3Bei Gemeinden,
die einer Verwaltungsgemeinschaft angehören, wer-
den die Zuweisungen unmittelbar an die Verwal-
tungsgemeinschaft ausbezahlt.

Art. 8 2) 3)

1Der Staat stellt den Gemeinden und Landkreisen
acht Einundzwanzigstel des Aufkommens an Grund-
erwerbsteuer zur Verfügung (Kommunalanteil an der
Grunderwerbsteuer). 2Der Kommunalanteil fließt
nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens den kreis-
freien Gemeinden und Großen Kreisstädten in voller
Höhe, im Übrigen den kreisangehörigen Gemeinden
in Höhe von drei Siebteln und den Landkreisen in
Höhe von vier Siebteln zu. 3Für Grundstücke in
gemeindefreien Gebieten fließt der Kommunalanteil
den Landkreisen in voller Höhe zu.

Art. 9

(1) 1Die Landkreise erhalten zu dem Aufwand der
Landratsämter als staatliche Gesundheitsämter jähr-
lich eine Zuweisung in Höhe von 2,76 € je Einwohner.
2Einwohner von kreisfreien Gemeinden und anderen
Landkreisen, für deren Gebiet das Landratsamt die
Aufgabe des staatlichen Gesundheitsamts wahr-
nimmt, werden bei der Berechnung der Zuweisungen
der nach Satz 1 maßgeblichen Einwohnerzahl hinzu-
gerechnet. 3Einwohner kreisfreier Gemeinden, deren
Gesundheitsamt nur die Aufgaben der Jugendgesund-
heitspflege wahrnimmt, werden mit 70 v. H. berück-
sichtigt.

(2) 1Die kreisfreien Gemeinden, die Träger eines
Gesundheitsamts sind, erhalten jährlich eine Zuwei-

2) Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vom 21. Juli
1983 (GVBl S. 505) enthält in § 3 Abs. 2 Satz 2 folgende Bestim-
mung:

„2Für die Verteilung des Aufkommens aus Rechtsvorgängen auf
Grund § 23 Abs. 2 des Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG
1983) vom 17. Dezember 1982 (BGBl I S. 1777) gilt Art. 8 in der
bisherigen Fassung weiter.”

3) Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vom 27. De-
zember 1996 (GVBl S. 543) enthält in § 2 Abs. 3 folgende Bestim-
mung:

„(3) Für die Verteilung des Aufkommens an Grunderwerbsteuer
aus Erwerbsvorgängen, die dem bisherigen Steuersatz nach § 11
Abs. 1 des Grunderwerbsteuergesetzes 1983 vom 17. Dezember
1982 (BGBl I S. 1777), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. De-
zember 1995 (BGBl I S. 1781, 1791) in Höhe von 2 vom Hundert
unterliegen, gilt Art. 8 Satz 1 in der bisherigen Fassung.“

sung in Höhe von 7,60 € je Einwohner. 2Kreisfreie
Gemeinden, deren Gesundheitsamt nur die Aufgaben
der Jugendgesundheitspflege wahrnimmt, erhalten
jährlich eine Zuweisung in Höhe von 2,25 € je Ein-
wohner. 3Die kreisfreien Gemeinden erhalten für die
Durchführung des Heimgesetzes folgende jährliche
Zuweisungen:

1. Für jedes neu 
hinzukommende Heim pauschal 1 700 €

2. Für je angefangene 100 neu 
hinzukommende Heimplätze pauschal 1 700 €.

(3) 1Die Landkreise und kreisfreien Gemeinden
erhalten zu dem Aufwand für die Wahrnehmung der
Aufgaben der Veterinärämter eine jährliche pauscha-
le Zuweisung, die sich nach der Zahl der Tierärzte
wie folgt bemisst:

Veterinärämter mit

1. bis zu 2,5 Tierärzten 54 000 €

2. mehr als 2,5 Tierärzten
bis zu 4,5 Tierärzten 70 000 €

3. mehr als 4,5 Tierärzten
bis zu 6 Tierärzten 103 000 €.

2Für jeden weiteren vollzeitbeschäftigten Tierarzt
erhöht sich die Zuweisung um 12 500 €. 3Bei teilzeit-
beschäftigten Tierärzten ist die Summe ihrer Be-
schäftigungszeiten maßgebend. 4Für Grenzkontroll-
stellen, die als Außenstellen des staatlichen Vete-
rinäramts betrieben werden, erhalten die Landkreise
eine zusätzliche Zuweisung in Höhe von 66 000 €

jährlich.

(4) Für die Wahrnehmung der Aufgaben in der
Lebensmittelüberwachung, beim Vollzug des Futter-
mittelrechts sowie in der Ernährungsberatung erhal-
ten die Landkreise und kreisfreien Gemeinden fol-
gende jährliche Zuweisungen:

1. Lebensmittelüberwachung

Landkreise 0,13 € je Einwohner

Kreisfreie Gemeinden 0,26 € je Einwohner

2. Vollzug des Futtermittel-
rechts

Landkreise pauschal 15 000 €

Kreisfreie Gemeinden, so-
weit die Aufgaben nach
Art. 5 Abs. 4 des Gesetzes
über Zuständigkeiten in
der Gesundheit, in der
Ernährung und im Ver-
braucherschutz in der je-
weils gültigen Fassung
übertragen wurden, pauschal 50 000 €

3. Ernährungsberatung

Landkreise 0,20 € je Einwohner

Kreisfreie Gemeinden, so-
weit die Aufgaben nach
Art. 5 Abs. 4 des Gesetzes
über Zuständigkeiten in
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der Gesundheit, in der
Ernährung und im Ver-
braucherschutz in der
jeweils gültigen Fassung
übertragen wurden, 0,40 € je Einwohner,

mindestens aber 33 000 €.

Einwohner von kreisfreien Gemeinden, für deren
Gebiet das Landratsamt die Aufgaben in der
Ernährungsberatung wahrnimmt, werden bei der
Berechnung der Zuweisungen der maßgeblichen
Einwohnerzahl hinzugerechnet.

(5) 1Die kreisfreien Gemeinden erhalten für die
Wahrnehmung der ihnen als Kreisverwaltungsbehörde
übertragenen Aufgaben der Wasserwirtschaftsämter
jährlich eine Zuweisung in Höhe von 0,80 € je Ein-
wohner, höchstens jedoch 115 000 €. 2Daneben erhal-
ten sie eine jährliche pauschale Zuweisung in folgen-
der Höhe:

Kreisfreie Gemeinden mit

1. bis zu 90 000 Einwohnern 25 000 €

2. über  90 000 
bis zu 300 000 Einwohnern 35 000 €

3. über   300 000 
bis zu 600 000 Einwohnern 50 000 €

4. über 600 000 Einwohnern 100 000 €.

(6) Art. 7 bleibt unberührt.

Art. 10

(1) 1Der Staat gewährt nach Maßgabe der Bewilli-
gung im Staatshaushalt zuzüglich der gemäß Art. 1
Abs. 2 bereitgestellten Verstärkungsmittel an Gemein-
den und Gemeindeverbände Zuweisungen zum Bau
von 

1. Schulen (einschließlich schulischer Sportanlagen), 

2. anerkannten Kindergärten und sonstigen Kinder-
betreuungseinrichtungen,

3. sonstigen öffentlichen Einrichtungen. 

2Den Belangen der Raumordnung ist hierbei Rech-
nung zu tragen.

(2) Eine anderweitige Verwendung der nach Abs. 1
geförderten Baumaßnahmen gilt nicht als zweckwi-
drige Verwendung nach Art. 49 Abs. 2a BayVwVfG,
solange und soweit die geförderten Baumaßnahmen
für andere nach Abs. 1 förderfähige Zwecke oder zur
Erfüllung anderer kommunaler Aufgaben des Zuwei-
sungsempfängers verwendet werden; dies gilt nicht,
wenn die anderweitige Verwendung zu entsprechen-
den Einnahmen führt.

Art. 10a

(1) 1Der Staat gewährt Gemeinden und Gemeinde-
verbänden pauschale Zuweisungen zu den Kosten der
notwendigen Beförderung der Volks- und Sonder-
schüler auf dem Schulweg (Art. 5 Abs. 2 des Schul-
finanzierungsgesetzes). 2Zu den Kosten der notwen-
digen Beförderung gehören auch die notwendigen

Kosten der Beaufsichtigung der Schüler im Schulbus
und während der Wartezeiten in der Schulanlage
außerhalb des stundenplanmäßigen Unterrichts.

(2) 1Bei der Bemessung der pauschalen Zuweisun-
gen nach dieser Vorschrift und nach Art. 4 des Geset-
zes über die Kostenfreiheit des Schulwegs sind die
Belastungen der Aufgabenträger angemessen zu
berücksichtigen. 2Die pauschalen Zuweisungen wer-
den so festgesetzt, dass ihre Gesamtsumme dem im
Staatshaushalt hierfür bereitgestellten Betrag ent-
spricht. 3Von dem Betrag können vorweg Mittel für
einen Härteausgleich und für die Abgeltung der Belas-
tungen der Aufgabenträger durch Art. 3 Abs. 2 des
Gesetzes über die Kostenfreiheit des Schulwegs ent-
nommen werden.

Art. 10b 4)

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben
die Kosten des Bayerischen Krankenhausgesetzes
(BayKrG) insgesamt zur Hälfte zu tragen (Kommu-
nalanteil).

(2) 1Der Staat, kommunale Gebietskörperschaften
und Zweckverbände (Aufgabenträger) erbringen zu
Investitionsmaßnahmen an Krankenhäusern, die sie
betreiben, eine Beteiligung in Höhe von regelmäßig
10 bis 20 v. H. der nach Art. 11 BayKrG förderfähi-
gen Kosten (örtliche Beteiligung). 2Dies gilt auch,
wenn Träger des Krankenhauses eine andere natürli-
che oder juristische Person ist, auf die der Aufgaben-
träger unmittelbar oder mittelbar einen beherrschen-
den Einfluss ausüben kann; ausgenommen sind
Krankenhäuser, die von kommunalen oder staatlich 
verwalteten Stiftungen betrieben werden. 3Ist der
Aufgabenträger an dem Träger des Krankenhauses
unmittelbar oder mittelbar beteiligt, ohne auf ihn
einen beherrschenden Einfluss ausüben zu können,
oder sind mehrere Aufgabenträger unmittelbar oder
mittelbar an ihm beteiligt, so bestimmt sich die örtli-
che Beteiligung nach dem Beteiligungsverhältnis.

(3) 1Der durch die örtliche Beteiligung nicht
gedeckte Kommunalanteil ist von den Landkreisen
und kreisfreien Gemeinden in Form einer Umlage
aufzubringen (Krankenhausumlage). 2Bei der Berech-
nung des Kommunalanteils bleiben die Beträge, die
der Staat als örtliche Beteiligung zu erbringen hat,  

4) Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und der
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Finanzaus-
gleich zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden vom
24. März 2004 (GVBl S. 100, ber. S. 129) enthält in § 4 Abs. 2 fol-
gende Bestimmung:

„(2) Im Jahr 2004 gilt Art. 10b Abs. 1 in folgender Fassung:

(1) 1Die Gemeinden und Gemeindeverbände leisten zu den
Kosten des Bayerischen Krankenhausgesetzes (BayKrG) einen
Beitrag (Kommunalanteil). 2Den Kommunalanteil erbringen die
Gemeinden und Gemeindeverbände im Jahr 2004 einmal durch
eine Vorausleistung in Höhe von 25 000 000 €. 3Außerdem haben
die Gemeinden und Gemeindeverbände die Kosten des Bayeri-
schen Krankenhausgesetzes (BayKrG), soweit sie nicht bereits
durch ihre Vorausleistungen gedeckt werden, insgesamt zur Hälf-
te zu tragen.“



außer Betracht.  3Die Umlage wird je zur Hälfte nach
den Umlagegrundlagen (Art. 21 Abs. 3) und der Ein-
wohnerzahl der Landkreise und kreisfreien Gemein-
den erhoben. 4Wird sie nicht rechtzeitig entrichtet,
können Zinsen in Höhe von 6 v. H. erhoben werden.

Art. 10c

1Der Staat gewährt Gemeinden, Gemeindeverbän-
den und anderen natürlichen oder juristischen Perso-
nen, auf die Gemeinden und Gemeindeverbände mit-
telbar oder unmittelbar einen beherrschenden Ein-
fluss ausüben können, nach Maßgabe der Bewilligung
im Staatshaushalt zuzüglich der gemäß Art. 1 Abs. 2
bereitgestellten Verstärkungsmittel Zuwendungen
zum Bau von Abfallentsorgungsanlagen im Sinn von
Art. 23 und 25 des Bayerischen Abfallwirtschaftsge-
setzes. 2Art. 10 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

Art. 11

(1) Der Staat gewährt den Gemeinden und Gemein-
deverbänden Bedarfszuweisungen in Form von Zu-
weisungen und rückzahlbaren Überbrückungsbeihilfen
nach Maßgabe der Bewilligung im Staatshaushalt.

(2) 1Die Mittel für die Bedarfszuweisungen sind
dazu bestimmt, der außergewöhnlichen Lage und den
besonderen Aufgaben von Gemeinden und Gemeinde-
verbänden im Einzelfall Rechnung zu tragen.
2Bedarfszuweisungen werden auch zum Ausgleich
von Härten gewährt, die sich bei der Verteilung von
Schlüsselzuweisungen oder im Zug der Gebietsre-
form ergeben.

(3) 1Die Bedarfszuweisungen werden vom Staats-
ministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium des Innern bewilligt. 2Ein aus Ver-
tretern der Gemeinden und Gemeindeverbände gebil-
deter Ausschuss ist vorher gutachtlich zu hören.

Art. 12 5)

(1) 1Die Gemeinden und Landkreise erhalten aus
den nach Art. 1 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 zuzüglich
der nach Maßgabe der Bewilligung im Staatshaushalt
bereitgestellten Mitteln pauschale Zuweisungen, die
für die Finanzierung von Investitions-, Instandset-
zungs- und Modernisierungsmaßnahmen bestimmt
sind (Investitionspauschalen). 2Von der für Investi-
tionspauschalen zur Verfügung stehenden Finanz-
masse nach Art. 1 Abs. 2 Satz 1 zuzüglich der nach
Maßgabe der Bewilligung im Staatshaushalt hierfür
bereitgestellten Mittel erhalten die kreisfreien Ge-
meinden 20 v. H., die kreisangehörigen Gemeinden 
45 v. H. und die Landkreise 35 v H.; sie wird nach der

5) Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und der
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Finanzaus-
gleich zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden vom
24. März 2004 (GVBl S. 100, ber. S. 129) enthält in § 4 Abs. 3 fol-
gende Bestimmung:

„(3) Abweichend von Art. 12 Abs. 1 Satz 3 beträgt der Min-
destbetrag im Jahr 2004 11 800 €.“

Einwohnerzahl unter Berücksichtigung der Umla-
gekraft verteilt. 3Die Investitionspauschalen für
kreisangehörige Gemeinden nach Satz 2 werden
mit der nach Art. 1 Abs. 3 Satz 2 zur Verfügung
stehenden Finanzmasse auf einen Mindestbetrag
von jeweils 12 800 € erhöht. 4Umlagekraft im Sinn
von Satz 2 ist für die kreisangehörigen Gemeinden
die Summe der Umlagegrundlagen nach Art. 18
Abs. 3 Satz 2, für die kreisfreien Gemeinden die
Summe der Umlagegrundlagen nach Art. 21 Abs. 3
Satz 2 des laufenden Jahres.

(2) 1Die Umlagekraft wird dadurch berücksichtigt,
dass die Einwohnerzahl

1. bei kreisfreien Gemeinden mit einer Umlagekraft
je Einwohner von

a) bis unter 80 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 145 v. H.

b) 80 v. H. bis unter 88 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 130 v. H.

c) 88 v. H. bis unter 96 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 115 v. H.

d) 96 v. H. bis unter 104 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 100 v. H.

e) 104 v. H. bis unter 112 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 85 v. H.

f) 112 v. H. bis unter 120 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 70 v. H.

g) 120 v. H. und mehr
des Landesdurchschnitts mit 55 v. H.

angesetzt wird; maßgebend ist der Landesdurch-
schnitt der kreisfreien Gemeinden;

2. bei kreisangehörigen Gemeinden mit einer Umlage-
kraft je Einwohner von

a) bis unter 50 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 145 v. H.

b) 50 v. H. bis unter 70 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 130 v. H.

c) 70 v. H. bis unter 90 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 115 v. H.

d) 90 v. H. bis unter 110 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 100 v. H.

e) 110 v. H. bis unter 130 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 85 v. H.

f) 130 v. H. bis unter 150 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 70 v. H.

g) 150 v. H. und mehr
des Landesdurchschnitts mit 55 v. H.

angesetzt wird; maßgebend ist der Landesdurch-
schnitt der kreisangehörigen Gemeinden.

2Gemeinden mit einer Umlagekraft von mehr als 
200 v. H. des für sie nach Satz 1 maßgebenden Landes-
durchschnitts erhalten keine Investitionspauschale.
3Die Landkreise erhalten 35/45 der Summe der Inves-
titionspauschalen ihrer kreisangehörigen Gemeinden
nach Abs. 1 Satz 2.
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Art. 13 6)

(1) 1Der Staat stellt den Gemeinden und Gemein-
deverbänden 42,83 v. H. des Aufkommens an Kraft-
fahrzeugsteuer zur Verfügung. 2Die Mittel dienen
zum Bau oder Ausbau und zur Unterhaltung von
Kreisstraßen und Gemeindestraßen sowie von Orts-
durchfahrten im Zug von Bundesstraßen, Staats-
straßen und Kreisstraßen, soweit die Straßenbaulast
für die Ortsdurchfahrten den Gemeinden obliegt. 3Sie
dürfen auch für sonstige Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden, ins-
besondere für den Bau von den in § 4 Abs. 2 des Perso-
nenbeförderungsgesetzes näher bezeichneten Einrich-
tungen sowie die für den S-Bahn-Bereich erforderlichen
Parkplätze verwendet werden. 4Sie dürfen ferner mit
Zustimmung der Staatsministerien der Finanzen und
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz für
den Bau von Abwasseranlagen verwendet werden,
wenn die ordnungsmäßige Klärung der Abwässer
gesichert ist. 5In den Jahren 2000 bis 2005 können
unter Berücksichtigung der Dringlichkeit jeweils bis
zu 50 000 000 € der Mittel nach Art. 13e auch für Zu-
weisungen zum Bau von Wasserversorgungsanlagen
verwendet werden.

(2) 1Die Finanzmasse jedes Haushaltsjahres er-
rechnet sich aus dem Aufkommen an Kraftfahrzeug-
steuer, das im Zeitraum vom 1. Oktober des vorvor-
hergehenden Kalenderjahres bis zum 30. September
des vorhergehenden Kalenderjahres angefallen ist.
2Sie wird nach Art. 13a bis 13e aufgeteilt.

Art. 13a 7)

(1) Gemeinden, die Träger der Straßenbaulast für
Ortsdurchfahrten im Zug von Bundesstraßen sind,
erhalten 13,3 v. H. ihres örtlichen Aufkommens an
Kraftfahrzeugsteuer im Bezugszeitraum.

6) Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vom 
24. Dezember 2002 (GVBl S. 984), geändert durch Gesetz zur Ände-
rung des Finanzausgleichsgesetzes und der Verordnung zur Durch-
führung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Staat, Ge-
meinden und Gemeindeverbänden vom 24. März 2004 (GVBl S. 100,
ber. S. 129), enthält in § 2 Abs. 3, 4 und 6 folgende Bestimmungen:

„(3) Abweichend von Art. 13 FAG können in den Jahren 2003
und 2004 aus dem ungekürzten Aufkommen an Kraftfahrzeug-
steuer, das jeweils im Zeitraum vom 1. Oktober des vorvorherge-
henden Jahres bis zum 30. September des vorhergehenden Jahres
angefallen ist, jeweils 188 000 000 € zur Verstärkung des Aus-
gleichs an die Bezirke nach Art. 15 FAG verwendet werden.

(4) Abweichend von Art. 13 Abs. 2 FAG errechnet sich die
Finanzmasse für die Aufteilung der Leistungen nach Art. 13a bis
13e FAG für das Jahr 2003 aus dem um 289 230 769,23 € und für
das Jahr 2004 aus dem um 438 944 664,95 € gekürzten Aufkom-
men an Kraftfahrzeugsteuer, das jeweils im Zeitraum vom 1.
Oktober des vorvorhergehenden Jahres bis zum 30. September
des vorhergehenden Jahres angefallen ist.

(6) 1Dem Kommunalanteil des nach Art. 13 Abs. 2 FAG be-
stimmten Aufkommens an der Kraftfahrzeugsteuer können in den
Jahren 2003 und 2004 jeweils bis zu 17 900 000 € für den Bau von
in gemeindlicher Sonderbaulast stehenden Ortsumfahrungen im
Zug von Staatsstraßen entnommen werden. 2Die Förderbestim-
mungen für den kommunalen Straßenbau gelten entsprechend.“

(2) Gemeinden der Größengruppe von Gemeinden,
die Träger der Straßenbaulast für Ortsdurchfahrten
im Zug von Staatsstraßen sind, und Gemeinden, die
gemäß Art. 42 Abs. 1 Satz 6 des Bayerischen Straßen-
und Wegegesetzes die Baulast an Ortsdurchfahrten
von Staatsstraßen tragen, erhalten, soweit sie nicht
unter Abs. 1 fallen, 9,8 v. H. ihres örtlichen Aufkom-
mens an Kraftfahrzeugsteuer im Bezugszeitraum.

(3) 1Gemeinden, die am 30. Juni des vorvorherge-
henden Kalenderjahres mehr als 5 000 Einwohner
hatten, erhalten, sofern sie nicht unter Abs. 1 oder 2
fallen, 6,3 v. H. ihres örtlichen Aufkommens an Kraft-
fahrzeugsteuer im Bezugszeitraum. 2Sie können zwi-
schen der Beteiligung am örtlichen Aufkommen und
Zuweisungen gemäß Art. 13b Abs. 2 wählen. 3Das
Wahlrecht muss spätestens vier Monate vor Beginn
des Haushaltsjahres durch Erklärung gegenüber der
für die Festsetzung von Leistungen nach Satz 1 zu-
ständigen Behörde ausgeübt werden. 4Die Gemein-
den sind an die Erklärung auf die Dauer von fünf
Jahren gebunden.

Art. 13b 8) 9)

(1) 1Die Landkreise erhalten folgende Zuweisun-
gen zum Bau oder Ausbau und zur Unterhaltung
ihrer Kreisstraßen:

7) Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vom 24. De-
zember 2002 (GVBl S. 984), geändert durch Gesetz zur Änderung
des Finanzausgleichsgesetzes und der Verordnung zur Durch-
führung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Staat,
Gemeinden und Gemeindeverbänden vom 24. März 2004 (GVBl
S. 100, ber. S. 129), enthält in § 2 Abs. 5 folgende Bestimmung:

„(5) Abweichend von Art. 13a FAG ist für die Jahre 2003 und
2004 zur Errechnung des Gemeindeanteils das jeweils im Zeitraum
vom 1. Oktober des vorvorhergehenden Jahres bis zum 30. Sep-
tember des vorhergehenden Jahres angefallene örtliche Aufkom-
men der Gemeinden an Kraftfahrzeugsteuer für das Jahr 2003
um 22,35 v. H. und für das Jahr 2004 um 35,88 v. H. zu kürzen.“

8) Art. 13b Abs. 2 Sätze 2, 4 und 5 werden durch § 1 Nr. 5 Buchst. c des
Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und der Ver-
ordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Finanz-
ausgleich zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden
vom 24. März 2004 (GVBl S. 100, ber. S. 129) ab 1. Januar 2008
aufgehoben.

9) Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und der
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Finanzaus-
gleich zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden vom
24. März 2004 (GVBl S. 100, ber. S. 129) enthält in § 4 Abs. 4 fol-
gende Bestimmung:

„(4) In den Jahren 2004 bis 2007 gelten Art. 13b Abs. 2 Sätze 2,
4 und 5 FAG mit folgender Maßgabe:

1. Die Zuweisungsmasse dient zur Abfinanzierung bereits ein-
gegangener Verpflichtungen.

2. Neubewilligungen sind nicht mehr zulässig.“



1. für jeden ersten Kilometer
je 1 000 Einwohner 420 €,

2. für jeden zweiten Kilometer
je 1 000 Einwohner 1 850 €,

3. für jeden dritten Kilometer
je 1 000 Einwohner 2 480 €,

4. für jeden vierten und weiteren Kilometer
je 1 000 Einwohner 3 500 €.

2Die Landkreise können aus den ihnen zufließenden
Mitteln Zuweisungen für Straßenbaumaßnahmen
und nach Maßgabe des Art. 13 Abs. 1 Satz 4 Zuwei-
sungen für den Bau von Abwasseranlagen von
Gemeinden geben.

(2) 1Die kreisangehörigen Gemeinden, die nicht am
örtlichen Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer betei-
ligt sind, erhalten nach Maßgabe der Bestandsver-
zeichnisse Zuweisungen in Höhe von 760 € je (vollen)
Kilometer für ihre Gemeindestraßen; die Zuweisun-
gen sind in erster Linie für die Straßenunterhaltung
bestimmt. 2Des weiteren wird für diese Gemeinden
eine Zuweisungsmasse gebildet, die zur Finanzierung
des Baus oder Ausbaus der Gemeindestraßen, insbe-
sondere der Gemeindeverbindungsstraßen, und nach
Maßgabe des Art. 13 Abs. 1 Satz 4 zur Finanzierung
von Abwasseranlagen bestimmt ist. 3Obliegt die
Straßenbaulast für eine Gemeindeverbindungsstraße
ausnahmsweise einem anderen Träger als einer
Gemeinde, so kann auch dieser Zuweisungen erhal-
ten. 4Die Verteilung der Zuweisungen obliegt den
Landratsämtern als Staatsbehörden; diese gewähren
auf Antrag gezielte Zuweisungen für bestimmte Bau-
maßnahmen. 5Zur Verteilung haben die Landratsäm-
ter einen beratenden Ausschuss aus Bürgermeistern
der kreisangehörigen Gemeinden, die nicht am örtli-
chen Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer beteiligt
sind, zu hören.

Art. 13c

(1) 1Von der nach Art. 13 Abs. 2 maßgeblichen Fi-
nanzmasse werden 6,0 v. H. zugunsten einer Aus-
gleichsmasse einbehalten. 2Diese Masse dient dem
Ausgleich besonderer Belastungen und der Minde-
rung von Härten.

(2) 1Für sonstige Maßnahmen im Sinn des Art. 13
Abs. 1 Satz 3 dürfen nicht mehr als zwei Drittel der
Masse nach Abs. 1 verwendet werden. 2Dabei können
für den Bau oder Ausbau von auf besonderen
Bahnkörpern geführten Verkehrswegen der Eisen-
bahnen, Straßenbahnen, Hoch- und Untergrundbah-
nen und Bahnen besonderer Bauart sowie für den
Bau oder Ausbau von Betriebshöfen, zentralen Werk-
stätten, zentralen Omnibusbahnhöfen, verkehrswich-
tigen Umsteigeanlagen und Kreuzungsmaßnahmen
nichtbundeseigener Eisenbahnen nach dem Eisen-
bahnkreuzungsgesetz auch nichtkommunale Träger
Zuwendungen erhalten, soweit solche Maßnahmen
dem öffentlichen Personennahverkehr dienen und zur
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse einer Gemein-
de dringend erforderlich sind.

Art. 13d

Von der nach Art. 13 Abs. 2 maßgeblichen Finanz-
masse werden 47 300 000 € vorweg zusätzlich für

Finanzhilfen nach dem Gesetz über den öffentlichen
Personennahverkehr in Bayern verwendet.

Art. 13e

Von der nach Art. 13 Abs. 2 maßgeblichen Finanz-
masse können bis zu 91 250 000 € vorweg zusätzlich
für den Bau von Abwasserentsorgungs- und Wasser-
versorgungsanlagen verwendet werden.

Art. 14

Die Kostenanteile, die nach § 13 des Eisenbahn-
kreuzungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung
dem Land bei Kreuzungen mit Kreis- und Gemeinde-
straßen entstehen, werden dem Aufkommen an
Kraftfahrzeugsteuer entnommen; der Kostenanteil
ist grundsätzlich den jeweils nach Art. 13a oder 13b
Abs. 1 zur Verfügung gestellten Mitteln zu entneh-
men; im Härtefall werden Zuschüsse aus Art. 13c
gewährt.

Art. 15

(1) 1Der Staat gewährt den Bezirken eine Zuwei-
sung zu den Belastungen, die ihnen insbesondere als
überörtlichen Trägern der Sozialhilfe erwachsen.
2Für die Höhe der Zuweisungsmasse ist die Bewilli-
gung im Staatshaushaltsplan maßgebend. 

(2) Im Jahr 2004 wird die Zuweisungsmasse nach
folgendem Schlüssel verteilt:

1. 1Bei der Berechnung der Zuweisung jedes Bezirks
wird eine Ausgangsmesszahl einer Umlagekraft-
messzahl gegenübergestellt. 2Jeder Bezirk erhält
als Zuweisung 90 v. H. des Betrags, um den die
Umlagekraftmesszahl hinter der Ausgangsmess-
zahl zurück bleibt. 

2. Die Umlagekraftmesszahl beträgt 20 v. H. der
Umlagegrundlagen nach Art. 21 Abs. 3 Satz 2.

3. 1Die Ausgangsmesszahl eines Bezirks wird gefun-
den, indem zunächst ein fiktiver Einwohneranteil
des Bezirks errechnet wird. 2Dieser wird dann mit
einem Grundbetrag vervielfältigt. 3Der Grundbe-
trag wird so festgesetzt, dass der nach Maßgabe
des Staatshaushalts zur Verfügung stehende Be-
trag aufgebraucht wird.

4. 1Der fiktive Einwohneranteil eines Bezirks
errechnet sich, indem die Einwohnerzahl Bayerns
mit einem für diesen Bezirk ermittelten Prozent-
satz vervielfacht wird. 2Dieser Prozentsatz setzt
sich aus einer Bevölkerungskomponente und einer
Ausgabenkomponente zusammen, die addiert
werden. 3Die Bevölkerungskomponente berück-
sichtigt die unterschiedliche Zusammensetzung
der Einwohner eines Bezirks, die Ausgabenkom-
ponente die Nettoausgaben, die einem Bezirk als
überörtlichem Träger der Sozialhilfe und der
Kriegsopferfürsorge sowie nach dem Unterbrin-
gungsgesetz und als Kostenträger nach der Ver-
ordnung zur Durchführung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes erwachsen sind.

5. 1Für die Bevölkerungskomponente werden zu-
nächst alle Einwohner des Bezirks mit dem 0,2fa-
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chen angesetzt. 2Hierzu addieren sich die Einwoh-
ner mit schwerer Behinderung, vervielfacht mit
dem Faktor 6, die Einwohner, die das 75. Lebens-
jahr vollendet haben, vervielfacht mit dem Faktor
1,5, sowie die Einwohner ohne deutsche Staats-
bürgerschaft, angesetzt mit dem Faktor 1.
3Sodann wird für jeden Bezirk festgestellt, mit
welchem Prozentsatz er an der Gesamtsumme der
so errechneten Bevölkerung der Bezirke beteiligt
ist. 4Der jeweilige Prozentsatz wird mit 30 v. H.
angesetzt. 

6. 1Für die Ausgabenkomponente werden für jeden
Bezirk die unter Nr. 4 genannten Nettoausgaben
addiert und sodann festgestellt, mit welchem Pro-
zentsatz er an der Gesamtsumme der entsprechen-
den Ausgaben aller Bezirke beteiligt ist. 2Der
jeweilige Prozentsatz wird mit 70 v. H. angesetzt.

Art. 16

1Zum Ausgleich besonderer finanzieller Nachteile
bei der Gewerbesteuer als Folge der Regelungen in
den Art. 1 bis 4 des Gesetzes zur Fortsetzung der
Unternehmenssteuerreform vom 29. Oktober 1997
(BGBl I S. 2590) wird ein Härteausgleich nach Maß-
gabe des § 5b Abs. 2 Satz 5 Gemeindefinanzreform-
gesetz in der jeweils gültigen Fassung gewährt. 2Das
Nähere wird durch Rechtsverordnung der Staatsre-
gierung 10) geregelt.

Art. 17

(aufgehoben)

Art. 18

(1) Die Landkreise legen ihren durch die sonstigen
Einnahmen nicht gedeckten Bedarf auf die kreisan-
gehörigen Gemeinden um (Kreisumlage).

(2) Die Umlagebeschlüsse bedürfen der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde, wenn das Umlagesoll das
des vorausgegangenen Haushaltsjahres um mehr als
20 v. H. übersteigt.

(3) 1Die Kreisumlage wird in Vomhundertsätzen
der Umlagegrundlagen bemessen. 2Umlagegrundla-
gen für die Kreisumlage sind die für die kreisan-
gehörigen Gemeinden geltenden Steuerkraftzahlen
(Art. 4) sowie 80 v. H. der Schlüsselzuweisungen der
kreisangehörigen Gemeinden des vorangegangenen
Haushaltsjahres. 3Werden die Vomhundertsätze, die
der Landkreis von den Steuerkraftzahlen der einzel-
nen Steuern als Kreisumlage erhebt (Umlagesätze),
verschieden festgesetzt, so darf der höchste Umla-
gesatz den niedrigsten um nicht mehr als ein Drittel
übersteigen; bei stärkerer Abweichung bedarf der
Umlagebeschluss der Genehmigung durch die Auf-
sichtsbehörde. 4Der Umlagesatz, der von den Schlüs-
selzuweisungen erhoben wird, darf nicht höher sein
als der niedrigste Umlagesatz der Steuerkraftzahlen.

10) Durch Art. 23 Abs. 3 delegiert auf das Staatsministerium der
Finanzen im Einvernehmen mit dem Staatsministerium des
Innern.

Art. 19

(1) 1Die Kreisumlage wird für jedes Haushaltsjahr
neu festgesetzt. 2Sie wird mit einem Zwölftel ihres
Jahresbetrags am 25. eines jeden Monats fällig. 3Wer-
den die Kreisumlagen nicht rechtzeitig entrichtet, so
können von den säumigen Gemeinden Zinsen in Höhe
von 0,5 v. H. für jeden vollen Monat erhoben werden.

(2) 1Die Umlagesätze können im Lauf eines Haus-
haltsjahres einmal geändert werden. 2Sofern dabei
die Umlagesätze erhöht werden, muss die Erhöhung
vor dem 1. Juni beschlossen sein; das gilt auch für die
erstmalige Festsetzung von gegenüber dem Vorjahr
höheren Umlagesätzen. 3Die Änderung der Umlage-
sätze muss den kreisangehörigen Gemeinden unver-
züglich mitgeteilt werden. 4Die Änderung der Umlage-
sätze wirkt auf den Beginn des Haushaltsjahres
zurück. 

(3) 1Ist die Kreisumlage bei Beginn des Haushalts-
jahres noch nicht festgesetzt, so können die Land-
kreise bis zur Festsetzung vorläufige monatliche Teil-
beträge in Höhe der im abgelaufenen Haushaltsjahr
zuletzt erhobenen monatlichen Teilbeträge erheben.
2Nach Festsetzung der Kreisumlage für das laufende
Haushaltsjahr ist über diese vorläufigen Zahlungen
zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt (Abs. 1 Satz 2)
abzurechnen.

Art. 20

Für einzelne kreisangehörige Gemeinden können
je nach Teilnahme an den Vorteilen einer Einrichtung
des Landkreises die Vomhundertsätze nach Art. 18
Abs. 3 mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde
erhöht werden.

Art. 21

(1) Die Bezirke legen ihren durch die sonstigen
Einnahmen nicht gedeckten Bedarf auf die kreisfrei-
en Gemeinden und Landkreise um (Bezirksumlage).

(2) Die Umlagebeschlüsse bedürfen der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde, wenn das Umlagesoll das
des vorausgegangenen Haushaltsjahres um mehr als
20 v. H. übersteigt.

(3) 1Die Bezirksumlage wird in Vomhundertsätzen
der Umlagegrundlagen bemessen. 2Umlagegrundla-
gen für die Bezirksumlage sind die für die Gemeinden
und gemeindefreien Gebiete geltenden Steuerkraft-
zahlen (Art. 4) sowie 80 v. H. der Gemeindeschlüssel-
zuweisungen des vorangegangenen Haushaltsjahres.
3Werden die Vomhundertsätze, die der Bezirk von den
Steuerkraftzahlen der einzelnen Steuern als Bezirks-
umlage erhebt (Umlagesätze), verschieden festge-
setzt, so darf der höchste Umlagesatz den niedrigsten
um nicht mehr als ein Drittel übersteigen. 4Bei stär-
kerer Abweichung bedarf der Umlagebeschluss der
Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde. 5Der Um-
lagesatz, der von den Schlüsselzuweisungen erhoben
wird, darf nicht höher sein als der niedrigste Umla-
gesatz der Steuerkraftzahlen.

Art. 22

(1) 1Die Bezirksumlage wird für jedes Haushalts-
jahr neu festgesetzt. 2Sie wird mit einem Zwölftel



ihres Jahresbetrags bei den kreisfreien Gemeinden
am 25., bei den Landkreisen am Letzten eines jeden
Monats fällig. 3Werden die Bezirksumlagen nicht
rechtzeitig entrichtet, so können von den säumigen
kreisfreien Gemeinden und Landkreisen Zinsen in
Höhe von 0,5 v. H. für jeden vollen Monat erhoben
werden.

(2) 1Die Umlagesätze können im Lauf eines Haus-
haltsjahres einmal geändert werden. 2Sofern dabei
die Umlagesätze erhöht werden, muss die Erhöhung
vor dem 1. Mai beschlossen sein; das gilt auch für die
erstmalige Festsetzung von gegenüber dem Vorjahr
höheren Umlagesätzen. 3Die Änderung der Umla-
gesätze muss den kreisfreien Gemeinden und Land-
kreisen unverzüglich mitgeteilt werden. 4Die Ände-
rung der Umlagesätze wirkt auf den Beginn des
Haushaltsjahres zurück.

(3) 1Ist die Bezirksumlage bei Beginn des Haus-
haltsjahres noch nicht festgesetzt, so können die
Bezirke bis zur Festsetzung vorläufige monatliche
Teilbeträge in Höhe der im abgelaufenen Haushalts-
jahr zuletzt erhobenen monatlichen Teilbeträge erhe-
ben. 2Nach Festsetzung der Bezirksumlage für das
laufende Haushaltsjahr ist über diese vorläufigen
Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt (Abs. 1
Satz 2) abzurechnen.

Art. 23

(1) 1Dieses Gesetz ist dringlich. 2Es tritt mit Wir-
kung vom 1. April 1948 in Kraft 11).

(2) 1Die Staatsministerien der Finanzen und des
Innern werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung
näher zu regeln,

1. welche Einwohnerzahlen für die Leistungen nach
Art. 2, 3, 5, 7, 7a, 9, 12, 13b und 15 sowie für die
Festsetzung der Krankenhausumlage nach Art.
10b Abs. 3 und welche Straßenlängen für die Leis-
tungen nach Art. 13b jeweils maßgebend sind,

1a. wie der Einkommensteuerersatz nach Art. 1b
aufgeteilt wird,

2. wie die Sozialhilfebelastung (Art. 3 Abs. 1 Nr. 3
und Art. 5 Abs. 2 Nr. 2) ermittelt wird,

3. wie die Steuerkraftmesszahlen nach Art. 4
ermittelt werden,

4. wie die Grunderwerbsteuer (Art. 8) aufgeteilt
wird, wenn sich ein einheitlicher Erwerbsvor-
gang auf das Gebiet von mehreren Gemeinden
oder von Gemeinden und gemeindefreien Gebie-
ten erstreckt und bis zu welchem Grundstücks-
wert in solchen Fällen eine Aufteilung unter-
bleibt,

11) Diese Vorschrift betrifft das In-Kraft-Treten des Gesetzes in sei-
ner ursprünglichen Fassung vom 10. August 1948 (GVBl S. 138).
Der Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der späteren Änderungen
ergibt sich aus den jeweiligen Änderungsgesetzen.

5. wie die pauschalen Zuweisungen nach Art. 10a
berechnet und die Belastungen durch Art. 3 Abs.
2 des Gesetzes über die Kostenfreiheit des
Schulwegs abgegolten werden,

6. wie die örtliche Beteiligung (Art. 10b Abs. 2) be-
messen und die Krankenhausumlage (Art. 10b
Abs. 3) erhoben und abgerechnet sowie die Ver-
teilung der Fördermittel nach dem Bayerischen
Krankenhausgesetz finanziell abgewickelt wer-
den,

7. für welche mit dem Straßenbau zusammenhän-
genden Aufwendungen die Zuweisungen nach
Art. 13a, 13b und 13c noch verwendet werden
dürfen und wie der beratende Ausschuss nach
Art. 13b Abs. 2 Satz 5 gebildet wird,

8. welche Belastungen nach Art. 15 ausgleichs-
fähig sind und wie die Ausgleichsleistungen
ermittelt werden,

9. nach welchem Verfahren die Umlagen erhoben
werden und welchen Inhalt die Umlagebescheide
aufweisen müssen,

10. wie die Leistungen nach Art. 2, 3, 5, 7 Abs. 1 bis 3,
Art. 7a, 8, 9, 10a, 12, 13a, 13b Abs. 1 und 2 Satz 1
und Art. 15 und die Erstattungsbeträge nach
Art. 1a Abs. 5 Satz 3 festgesetzt werden und
wann sie auszuzahlen und die Solidarumlage
nach Art. 1a sowie die Krankenhausumlage nach
Art. 10b Abs. 3 fällig sind,

11. welche Staatsbehörden für die Festsetzung der
Solidarumlage nach Art. 1a, von Leistungen
nach Art. 2, 3, 5, 7, 7a, 8, 9, 10a, 12, 13a, 13b Abs.
1 und 2 Satz 1 und Art. 15 sowie für die Festset-
zung der Umlagegrundlagen (Art. 18 Abs. 3 und
Art. 21 Abs. 3) und der Kommunalanteile gemäß
Art. 10b Abs. 2 und 3 zuständig sind,

12. wie die kommunalen Finanzierungsbeiträge für
die Deutsche Einheit (Art. 1 Abs. 1 Sätze 3 bis 5
FAG 1994; Art. 1a Abs. 1) festgesetzt und abge-
rechnet werden.

2Die Rechtsverordnung nach Satz 1 Nr. 5 ergeht im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus, die Rechtsverordnungen nach Satz 1
Nrn. 6 und 8 ergehen im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen.

(3) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird zum
Erlass der von § 8 Gemeindefinanzreformgesetz um-
fassten Rechtsverordnungen ermächtigt. 2Die Rechts-
verordnungen ergehen im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium des Innern.

(4) 1Das Staatsministerium für Umwelt, Gesund-
heit und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung das Verfahren für die Bewilligung
und Auszahlung der ergänzenden Finanzzuweisungen
nach Art. 7 Abs. 4 näher zu regeln und die für die Be-
willigung und Auszahlung zuständigen Staatsbehörden
zu bestimmen. 2Die Rechtsverordnung ergeht im Ein-
vernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen.
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Der zwischen dem 18. Dezember 2003 und dem 
13. Februar 2004 unterzeichnete Staatsvertrag zum
Lotteriewesen in Deutschland ist nach seinem § 18
Satz 1 am 1. Juli 2004 in Kraft getreten. § 14 Abs. 2
Nr. 3 Satz 1 des Staatsvertrags tritt ein Jahr nach 
In-Kraft-Treten des Staatsvertrags in Kraft.

München, den 21. Juli 2004

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

2187–4–I

Bekanntmachung
über das In-Kraft-Treten

des Staatsvertrags zum Lotteriewesen
in Deutschland

Vom 21. Juli 2004
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Der zwischen dem 18. Dezember 2003 und dem 
13. Februar 2004 unterzeichnete Staatsvertrag über die
Regionalisierung von Teilen der von den Unternehmen
des Deutschen Lotto- und Totoblocks erzielten Einnah-
men ist nach seinem § 7 Abs. 1 Satz 1 am 1. Juli 2004 in
Kraft getreten.

München, den 21. Juli 2004

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

2187–5–F

Bekanntmachung
über das In-Kraft-Treten

des Staatsvertrags über die Regionalisierung
von Teilen der von den Unternehmen
des Deutschen Lotto- und Totoblocks

erzielten Einnahmen

Vom 21. Juli 2004
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Auf Grund von Art. 80 Abs. 1 und Art. 88a Abs. 2
Satz 3 des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. August
1998 (GVBl S. 702, BayRS 2030–1–1–F), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 24. März 2004 (GVBl S. 99) und
§ 19 des Arbeitszeitgesetzes vom 6. Juni 1994 (BGBl I 
S. 1170), zuletzt geändert durch Art. 4b des Gesetzes
vom 24. Dezember 2003 (BGBl I S. 3002), erlässt die
Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Arbeitszeit für den bayeri-
schen öffentlichen Dienst (Arbeitszeitverordnung – AzV)
vom 25. Juli 1995 (GVBl S. 409, BayRS 2030–2–20–F),
zuletzt geändert durch § 8 des Gesetzes vom 25. Juni
2003 (GVBl S. 374), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt im
Durchschnitt 

bis zur Vollendung des 
50. Lebensjahres 42 Stunden,

ab Beginn des 
51. Lebensjahres 
bis zur Vollendung des
60. Lebensjahres 41 Stunden,

ab Beginn des 
61. Lebensjahres 40 Stunden

in der Woche.“

bb) Es werden folgende neue Sätze 2 und 3 ein-
gefügt:

„2Stichtag für die Bemessung der Arbeits-
zeit ist der Erste des Monats, in dem das
nach Satz 1 maßgebliche Lebensjahr er-
reicht wird. 3Bei Lehrkräften an öffentli-
chen Schulen und Förderlehrern, die in der
Zeit vom 1. August bis 31. Januar das nach
Satz 1 maßgebliche Lebensjahr vollenden,
gilt als Stichtag der Beginn des Schuljahres;
im Übrigen gilt als Stichtag der Beginn des
folgenden Schuljahres.“

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4 und wie
folgt geändert: 

Das Wort „Sie“ wird durch die Worte „Die
regelmäßige Arbeitszeit“ und die Worte „§ 7

Abs. 2 Satz 2“ werden durch die Worte „§ 7
Abs. 2 Sätze 2 und 3“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „acht Wo-
chen“ durch die Worte  „zwölf Monaten“ er-
setzt.

2. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Zahl „5“ durch die Zahl
„7“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird nach dem Wort „durch“ das
Wort „elektronische“ eingefügt.

cc) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4In begründeten Fällen kann die Dienst-
stellenleitung Ausnahmen von Satz 3 zu-
lassen.“

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Im Rahmen der gleitenden Arbeitszeit
dürfen täglich grundsätzlich nicht mehr als 
10 Stunden auf die Sollzeit angerechnet wer-
den; wenn es die dienstlichen Verhältnisse er-
fordern, können hiervon Ausnahmen zugelas-
sen werden. 2Die Sollzeit ist der auf den einzel-
nen Arbeitstag entfallende Anteil der regel-
mäßigen Arbeitszeit im Sinn des § 2 Abs. 1 Satz 1.
3Die Dienststellenleitung legt die tägliche Soll-
zeit unter Berücksichtigung der dienstlichen
und örtlichen Verhältnisse fest; sie beträgt in
den staatlichen Verwaltungen mindestens 6 und
höchstens 10 Stunden. 4Die Sollzeit ermäßigt
sich entsprechend dem Umfang einer bewillig-
ten Teilzeitbeschäftigung; § 2 Abs. 2 Satz 3 gilt
entsprechend.“

c) Abs. 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„(3) Die Arbeit ist spätestens nach sechs
Stunden durch eine Pause von mindestens 
30 Minuten zu unterbrechen.

(4) 1In den staatlichen Verwaltungen muss
die tägliche Mindestanwesenheitszeit (Präsenz-
zeit) ausschließlich der Pausen mindestens 
4 Stunden betragen. 2Die Rahmenzeit darf täg-
lich 14 Stunden nicht überschreiten. 3Wenn die
dienstlichen Verhältnisse es erfordern, können
oberste Dienstbehörden oder die von ihnen er-
mächtigten Behörden Beginn und Ende der Prä-
senzzeit festlegen und hierzu weitere Regelun-
gen treffen sowie Ausnahmen von Satz 1 und
Satz 2 zulassen.“

2030–2–20–F

Verordnung
zur Änderung der

Arbeitszeitverordnung

Vom 27. Juli 2004



d) Es werden folgende neue Abs. 5 und 6 eingefügt:

„(5) 1Unterschreitungen oder Überschrei-
tungen der täglichen Sollzeit sollen innerhalb
des Abrechnungszeitraums ausgeglichen wer-
den; der Abrechnungszeitraum darf nicht mehr
als zwölf Monate umfassen. 2Arbeitszeitrück-
stände dürfen 40 Stunden nicht überschreiten.
3Die Übertragung von Arbeitszeitguthaben über
den Abrechnungszeitraum hinaus ist durch die
obersten Dienstbehörden oder die von ihnen er-
mächtigten Behörden zu begrenzen.

(6) 1Gegen Einarbeitung der ausfallenden
Arbeitszeit können bis zu 24 Tage im Kalender-
jahr freigegeben werden. 2Im Übrigen ist ein Ar-
beitszeitausgleich während der Präsenzzeit nur
für dienstlich angeordnete oder genehmigte 
Mehrarbeit zulässig.“

e) Die bisherigen Abs. 5 und 6 werden Abs. 7 und 8;
in Abs. 8 (neu) wird die Zahl „5“ durch die Zahl
„7“ ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:

„; hiervon abweichend kann an Hochschulen die
gleitende Arbeitszeit durch Dienstvereinba-
rung nach Maßgabe der Abs. 1 bis 7 festgelegt
werden.“

3. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 wird die Zahl „8 1/2“ durch die Zahl
„9“ ersetzt.

bb) In Satz 4 wird „8.00 Uhr“ durch „8.30 Uhr“
ersetzt. 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Die Pause beträgt mindestens 30 Minu-
ten. 2Bei einer Arbeitszeit von mehr als 9 Stun-
den beträgt die Pause mindestens 45 Minuten;
die Pause kann in zwei Zeitabschnitte aufgeteilt
werden. 3Die Arbeit ist spätestens nach sechs
Stunden durch eine Pause von mindestens 
30 Minuten zu unterbrechen.“

4. § 8a wird aufgehoben.

5. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 3 wird die Zahl „8 1/2“ durch die
Zahl „9“ ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „Satz 2“ durch
die Worte „Satz 3“ ersetzt.

6. In § 10 Satz 2 werden die Worte „Satz 2“ durch die
Worte „Satz 3“ ersetzt.

7. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1; die
Worte „die durchschnittliche regelmäßige
Arbeitszeit“ werden durch die Worte „40
Stunden“ ersetzt.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Die Arbeitszeit nach Satz 1 gilt bis zum
Ablauf des Monats, in dem das 18. Lebens-
jahr vollendet wird.“

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Dienststellenleitung legt die Sollzeit
nach § 7 Abs. 2 oder die tägliche Arbeitszeit
nach § 8 Abs. 1 so fest, dass die nach Abs. 1
zulässige Arbeitszeit eingebracht wird.“

8. § 12 erhält folgende Fassung:

„§ 12

Arbeitszeit für schwer behinderte Beamte

(1) 1Die regelmäßige Arbeitszeit für schwer be-
hinderte Beamte im Sinn des § 2 Abs. 2 Neuntes
Buch Sozialgesetzbuch beträgt im Durchschnitt
40 Stunden in der Woche. 2Satz 1 gilt ab dem Ers-
ten des Monats, der dem Monat folgt, in welchem
der Dienststellenleitung die Feststellung der Be-
hinderung vorgelegt wird, bis zum Ablauf des Mo-
nats, in dem die Schwerbehinderteneigenschaft
endet. 3Bei Lehrkräften an öffentlichen Schulen
und Förderlehrern gilt Satz 2 mit der Maßgabe,
dass an die Stelle des Monats jeweils das Schuljahr
tritt. 

(2) Die Dienststellenleitung legt die Sollzeit
nach § 7 Abs. 2 oder die tägliche Arbeitszeit nach 
§ 8 Abs. 1 so fest, dass die nach Abs. 1 zulässige Ar-
beitszeit eingebracht wird.

(3) Schwer behinderte Beamte sind auf ihr Ver-
langen von Mehrarbeit (§ 2 Abs. 3, § 5 Abs. 3 Satz 2
und § 6 Abs. 1) freizustellen.“

9. § 13 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Soweit für Arbeitnehmer tarifvertraglich eine
von § 2 Abs. 1 Satz 1 abweichende regelmäßige Ar-
beitszeit gilt, ist die Sollzeit nach § 7 Abs. 2 ent-
sprechend anzupassen.“

10. § 14 erhält folgende Fassung:

„§ 14

Übergangsregelung zur Anhebung
der regelmäßigen Arbeitszeit

bei Teilzeitbeschäftigung
und zur Erprobung neuer Arbeitszeitmodelle

(1) 1Bei einer Teilzeitbeschäftigung nach Art. 80a,
80b oder 80d BayBG, bei der die ermäßigte Ar-
beitszeit in Stunden und Minuten festgesetzt wor-
den ist, erhöht sich die ermäßigte Arbeitszeit auf
den Umfang, der dem Verhältnis der bewilligten
Teilzeitbeschäftigung zur regelmäßigen Arbeits-
zeit im Zeitpunkt der Bewilligung entspricht. 2So-
fern dienstliche Belange nicht entgegenstehen, soll
die Teilzeitbeschäftigung auf Antrag des Beamten
auf den Umfang angepasst werden, der der indivi-
duellen Arbeitszeit im Zeitpunkt der Bewilligung
entspricht.
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(2) 1Bei Beamten in Elternzeit ist die Erhöhung
der ermäßigten Arbeitszeit nach Abs. 1 auf einen
Umfang von 30 Stunden wöchentlich begrenzt. 2Ist
Beamten in Elternzeit eine Teilzeitbeschäftigung
mit einem Bruchteil der regelmäßigen Arbeitszeit
bewilligt worden, ermäßigt sich dieser auf den
Umfang, der dem Verhältnis von 30 Stunden zur
regelmäßigen Arbeitszeit entspricht. 3Auf Antrag
des Beamten finden die Sätze 1 und 2 keine An-
wendung.

(3) 1Für Freistellungen nach Art. 80a Abs. 4 und
Art. 80d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BayBG sowie für Er-
mäßigungen nach Art. 80a Abs. 4 BayBG gelten
Ansparleistungen, die auf den Zeitraum vor dem 1.
September 2004 entfallen, als voll erbracht. 2Satz 1
gilt entsprechend für Ansparleistungen nach § 2
Abs. 2 Satz 3.

(4) Bei den nach Art. 80a und Art. 80b BayBG
teilzeitbeschäftigten Lehrkräften an öffentlichen
Schulen und bei Förderlehrern kann die Bewilli-
gung der Teilzeitbeschäftigung widerrufen wer-
den, um den sich nach Abs. 1 ergebenden Umfang
der ermäßigten Arbeitszeit auf volle Stunden an-
zupassen. 

(5) Neue Arbeitszeitmodelle nach § 8a in der bis
31. August 2004 geltenden Fassung können bis
zum Ablauf ihrer Befristung weiter erprobt wer-
den; die Ableistung der nach § 2 Abs. 1 maßgebli-
chen Arbeitszeit bleibt hiervon unberührt.“

11. § 15 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben; die Satzbe-
zeichnung „1“ entfällt. 

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. September 2004 in
Kraft.

München, den 27. Juli 2004

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r



Auf Grund des § 43 Abs. 8 Satz 1 in Verbindung mit
Satz 4 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG)
vom 25. März 2002 (BGBl I S. 1193), erlässt die Bayeri-
sche Staatsregierung folgende Verordnung:

§ 1

1Zur Abwendung erheblicher fischereiwirtschaftli-
cher Schäden und zum Schutz der heimischen Tierwelt
wird abweichend von § 42 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG
Personen, die zur Ausübung der Jagd befugt sind,
gestattet, Kormorane (Phalacrocorax carbo sinensis)
in der Zeit vom 16. August bis 14. März, in Schonbe-
zirken nach Art. 80 des Fischereigesetzes für Bayern
sowie in geschlossenen Gewässern nach Art. 2 des
Fischereigesetzes für Bayern vorbehaltlich besonderer
Schutzvorschriften bis 31. März, in einem Umkreis
von 200 m von Gewässern unter Ausnahme der in § 2
aufgeführten Bereiche zu töten. 2Verboten ist der
Abschuss von Sonnenuntergang bis eine Stunde vor
Sonnenaufgang. 3Nach Satz 1 erlegte Kormorane
sind von den Besitzverboten des § 42 Abs. 2 Nr. 1
BNatSchG ausgenommen. 4Erlegungsort (Jagdrevier
und Gewässer oder Gewässerabschnitt) und Erle-
gungstag, Zahl der Abschüsse und bei beringten
Vögeln die Ringnummer sind der zuständigen Regie-
rung bis spätestens 15. April eines jeden Jahres zu
melden.

§ 2

Von der Gestattung sind ausgenommen:

– befriedete Bezirke gemäß Art. 6 Abs. 1 und 2 BayJG

– Nationalparke (Art. 8 BayNatSchG)

– Naturschutzgebiete (Art. 7 BayNatSchG)

– durch Rechtsverordnung ausgewiesene euro-
päische Vogelschutzgebiete (§ 10 Abs. 1 Nr. 6
BNatSchG)

– Feuchtgebiete im Sinn von Art. 2 Nr. 1 des Über-
einkommens über Feuchtgebiete, insbesondere als
Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von inter-
nationaler Bedeutung (BGBl 1976 II S. 1265)

– folgende stehenden Gewässer:

Ammersee, Bannwaldsee, Bodensee, Chiemsee,
Eibsee, Großer Alpsee, Hopfensee, Königssee,
Kochelsee, Pilsensee, Riegsee, Schliersee, Simssee,
Staffelsee, Starnberger See, Tegernsee, Waginger-
Tachinger See, Walchensee und Wörthsee

– folgende Fließgewässerabschnitte:

flußabwärts die Donau ab Regensburg (Flusskilo-
meter 2372,15 bis 2201,7), der Main ab Würzburg
(Flusskilometer 248,4 bis 66,8), der Inn in Nieder-
bayern (Flusskilometer 72,8 bis 0), die Isar ab
Landshut (Flusskilometer 62,7 bis 0) jeweils mit
Ausnahme der 500 m-Bereiche flussabwärts der
Wehre sowie der Nebengewässer und der Altwäs-
ser.

§ 3

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Au-
gust 2004 in Kraft; sie tritt mit Ablauf des 31. Juli
2009 außer Kraft.

München, den 27. Juli 2004

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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Zweite Verordnung
über die Zulassung von Ausnahmen

von den Schutzvorschriften
für besonders geschützte Tierarten
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Gemäß Art. 25 Abs. 7 des Gesetzes über den Bayeri-
schen Verfassungsgerichtshof (VfGHG) vom 10. Mai
1990 (GVBl S. 122, BayRS 1103–1–I), zuletzt geändert
durch § 4 des Gesetzes vom 24. April 2001 (GVBl S. 140),
wird nachstehend die Entscheidung des Bayerischen
Verfassungsgerichtshofs vom 15. Juli 2004 bekannt ge-
macht.

Die Entscheidung betrifft die Frage, ob

1. Art. 37 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2, Abs. 4 des Geset-
zes über das Landesstrafrecht und das Verord-
nungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Ver-
ordnungsgesetz – LStVG, BayRS 2011–2–I), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 24. April 2001 (GVBl
S. 140),

2. § 1 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung über Hunde mit
gesteigerter Aggressivität und Gefährlichkeit vom
10. Juli 1992 (GVBl S. 268, BayRS 2011–2–7–I) in
der Fassung der Änderung vom 4. September 2002
(GVBl S. 513), soweit die Hunderassen Alano,
American Bulldog, Cane Corso, Perro de Presa
Canario (Dogo Canario), Perro de Presa Mallorqu-
in und Rottweiler betroffen sind,

gegen die Bayerische Verfassung verstoßen.

Entscheidungsformel:

1. Es wird festgestellt, dass § 1 Abs. 2 der Verordnung
über Hunde mit gesteigerter Aggressivität und
Gefährlichkeit vom 10. Juli 1992 (GVBl S. 268,
BayRS 2011–2–7–I) in der Fassung der Änderung
vom 4. September 2002 (GVBl S. 513) insoweit
gegen Art. 3 Abs. 1 Satz 1 der Bayerischen Verfas-
sung verstieß, als er – soweit die Hunderassen
Alano, American Bulldog, Cane Corso, Perro de
Presa Canario (Dogo Canario), Perro de Presa
Mallorquin und Rottweiler betroffen sind – keine
angemessene Übergangszeit regelte, innerhalb
derer die betroffenen Hundehalter von der Erlaub-
nispflicht vorläufig ausgenommen waren, bis
zumutbarerweise der so genannte Wesenstest
durchgeführt werden konnte. 

2. Im Übrigen wird der Antrag abgewiesen.

Leitsätze:

1. Die Gefährlichkeit eines Hundes kann – neben
anderen Faktoren, wie vor allem dem Verhalten
des Hundehalters – durch rassebedingte Anlagen
jedenfalls mitverursacht sein, so dass der Normge-
ber, wenn er tatsächliche Anhaltspunkte für eine
auch rassebedingte Gefährlichkeit hat, seine für
notwendig erachteten Eingriffsnormen typisierend
an die Zugehörigkeit eines Hundes zu einer
bestimmten Rasse anknüpfen kann.

2. Selbst wenn eine neu eingeführte (belastende) Vor-
schrift für sich gesehen verfassungsrechtlich
zulässig ist, kann der Gesetzgeber wegen der
Grundsätze des rechtsstaatlichen Vertrauens-
schutzes und der Verhältnismäßigkeit verpflichtet
sein, eine angemessene Übergangsregelung zu tref-
fen. Für die konkrete Regelung des Übergangs
steht ihm ein breiter Gestaltungsspielraum zur
Verfügung.

3. Es besteht keine verfassungsrechtliche Verpflich-
tung der Normgeber, bei der Neubestimmung von
Kampfhunden den „Altbestand“, d. h. die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens bereits gehaltenen
Hunde der betroffenen Hunderassen, von den
neuen Regelungen völlig auszunehmen.

4. Es verstieß gegen die rechtsstaatlichen Grundsätze
(Art. 3 Abs. 1 Satz 1 BV) des Vertrauensschutzes
und der Rechtsklarheit, dass in der KampfhundeVO
2002 nicht ausdrücklich eine angemessene Über-
gangszeit festgelegt war, innerhalb derer die be-
troffenen Hundehalter von der Erlaubnispflicht
ausgenommen waren, bis zumutbarerweise der
Wesenstest durchgeführt werden konnte.

München, den 26. Juli 2004

Bayerischer Verfassungsgerichtshof

H u t h e r ,  Präsidentin

Bekanntmachung
der Entscheidung des

Bayerischen Verfassungsgerichtshofs
vom 15. Juli 2004 Vf. 1–VII–03
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